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INFORMATION ÜBER DIE AUFHEBUNG DES VERGABEVERFAHRENS 

 

 
Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1, 76726 Germersheim 

 

 

Vergabenummer: J26-F24-036 

Maßnahme: Naturwissenschaftliche Ausstattung GSS Realschule plus  

Leistung: Erweiterungs- und Austausch der Ausstattung der Klassenräume - Möbel 
 

Datum: 03.06.2026. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit teilen wir Ihnen mit, dass das o.g. Vergabeverfahren gemäß §48 Abs. 1 Nr. 4 UVgO aufgehoben wird, 

weil 

 kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen entspricht. 

 sich die Grundlage des Vergabeverfahrens wesentlich / grundlegend geändert hat. 

 kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde. 

 andere schwerwiegende Gründe bestehen. 

 - 

 

Erläuterung: 
 

- Im Rahmen der haushaltsinternen Betrachtung der Gegebenheiten bezüglich der Verfügbarkeit von 

Beschaffungsvolumen für die Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen der Austausch und 

Erweiterung von Klassenräumen kam es zur Feststellung, dass das eingereichte Leistungsverzeichnis 

nicht den reellen Gegebenheiten entspricht und nicht mit den gegebenen haushälterischen Mitteln 

zu leisten ist. Es liegt keine Vergabereife mehr vor. Das Verfahren muss daher aufgehoben werden.  

Nach § 5 Abs. 4 NachprV haben Sie die Möglichkeit, die Aufhebung wegen Vergaberechtsverletzung zu 

beanstanden. Auf den nachfolgenden Seiten stellen wir Ihnen Informationen zu den inhaltlichen und 

formellen Anforderungen an die Beanstandung sowie Hinweise zum weiteren Verfahren im Falle einer 

Beanstandung zur Verfügung. 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

gez. 

Zentrale Vergabestelle 

 
Telefonnummer: 07274 / 53-217 oder 07274 / 53-1258 

E-Mail-Adresse: vergabe@kreis-germersheim.de 
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HINWEISE ZUM WEITEREN VERFAHREN 
 

 

1. Form der Beanstandung 

 

Die Beanstandung bedarf der Schriftform nach § 126 BGB unter Darstellung des Sachverhalts und der 

Vergaberechtsverletzung. 

 

 

2. Frist für die Beanstandung 

 

Die Frist zur Beanstandung beträgt mindestens sieben Kalendertage. Sie beginnt am Tag nach der 

Absendung dieser Information und endet am 10.06.2026. 

 

 

3. Adressat der Beanstandung 

 

Die Beanstandung muss innerhalb der Beanstandungsfrist bei dem Auftraggeber eingehen: 

Kreisverwaltung Germersheim 

Zentrale Vergabestelle 

Luitpoldplatz 1, 76726 Germersheim 

 

Die Frist zur Beanstandung wird nicht gewahrt, wenn die Beanstandung bei der Vergabeprüfstelle eingeht. 

 

 

4. Abhilfeverfahren 

 

Im Falle einer Beanstandung hat der Auftraggeber die geltend gemachte Vergaberechtsverletzung zu prüfen. 

Kommt er im Rahmen der Abhilfeprüfung zu der Entscheidung, dass die Beanstandung nicht berechtigt ist, 

teilt er dies dem Unternehmen in Textform (§ 126 b BGB) mit. Dem beanstandenden Unternehmen ist 

gleichzeitig eine kurze Frist einzuräumen, innerhalb derer es auf die Durchführung eines Nachprüfungs-

verfahrens verzichten kann. Sollte bis zum Ablauf dieser Frist keine Verzichtserklärung eingehen, hat der 

Auftraggeber ein Nachprüfungsverfahren vor der Vergabeprüfstelle beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 

Landwirtschaft und Weinbau (MWVLW) einzuleiten. 

 

 

5. Nachprüfungsverfahren 

 

Soll das Verfahren vor der Vergabeprüfstelle fortgesetzt werden, leitet der Auftraggeber die vollständigen 

Vergabeakten zur Entscheidung an die Vergabeprüfstelle weiter.  

 

Die Vergabeprüfstelle trifft ihre Entscheidung innerhalb einer Frist von drei Wochen nach Eingang der 

vollständigen Vergabeakten. Bei besonderen tatsächlichen und rechtlichen Schwierigkeiten kann die Frist um 

höchstens zwei Wochen verlängert werden. 

 

Der Auftraggeber darf vor der Entscheidung der Vergabeprüfstelle den Zuschlag nicht erteilen. 

 

 

6. Kostenrisiko / Gebühren 

 

Für Amtshandlungen der Vergabeprüfstelle werden Gebühren zur Deckung des Verwaltungsaufwands 

erhoben. Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach dem personellen und sachlichen Aufwand der 

Vergabeprüfstelle unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung des Gegenstands der Nachprüfung. 

Der Gebührenrahmen beträgt zwischen 100 € und 2.500 €. 
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Gebühren werden nicht erhoben, wenn das Unternehmen die Verletzung des Vergaberechts im konkreten 

Vergabeverfahren zu Recht beanstandet hat. Aufwendungen zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 

(z.B. Anwaltskosten) werden nicht erstattet.  


